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DIE FRAGE DER WOCHE Soll man den Präsidenten der EU-Kommission direkt wählen können? 
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Mit der europaweiten Aufstellung 
von Spitzen kandidaten bei der jüngs­
ten Europawahl wurde bereits ein ers­
ter Schritt in Richtung Direktwahl des 
Kommissionspräsidenten getan. 
Denn der Gewinner sollte nach dem 
Willen des Europäischen Parlaments 
eine Art Zugriffsrecht auf die Präsi­
dentschaft bekommen. Allerdings: 
Nach den EU-Verträgen behält der 
Rat das Vorsch lagsrecht, und er ist da­
bei nicht an die Ergebnisse der EU­
Wahl gebunden, sondern muss sie le­
diglich "berücksichtigen". Die Folge 
ist nun eine große Unsicherheit, wer 
Präsident wird: Jean-Claude Juncker, 
dessen EVP die meisten Mandate bei 
der EU-Wahl errungen hat, falls er 
auch eine Mehrheit im Europäischen 
Parlarnent hinter sich bringt und der 
Rat ihn mit qualifizierter Mehrheit 
vorschlägt? Oder Martin Schulz, des­
sen SPE auf Platz zwei liegt? Oder ein 
dritter Kandidat? Jedenfalls herrscht 
ein heftiges politisches Ringen - hin­
ter den Kulissen. Bei Einführung einer 

wirklichen Direktwahl würde diese 
ganze Hinterzimmer-Diplomatie 
überflüssig. Zugleich weistdie Direkt­
wahl große Stärken auf: Das Verfah­
ren wäre klar und für jedermann gut 
nachvollziehbar. Die Bürger hätten 
wirklich das entscheidende Wort. Der 
Präsident, der auch die Mitglieder sei­
ner Kommission berufen würde, wäre 
voll demokratisch legitimiert. Das De­
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mokratiedefizit der EU würde ein gu- Man sollte verstehen, was man re­
tes Stück abgebaut, auch deshalb, formieren will. Israel hat den Minis­
weil die Stimme eines jeden Bürgers terpräsidenten schon einmal direkt 
das gleiche Gewicht hätte, egal, ob er gewählt. Nur stand hinter ihm eine 
aus einem kleinen oder großen Staat andere Mehrheit als im Parlament. 
kommt. Die europaweite Wahl und Es konnte nicht regiert werden. 
der vorangehende Wahlkampf wür- Ein Präsidialsystem - USA - folgt an­
den der bislang weitgehend fehlen- deren Konstruktionsprinzipien. Doch 
den europäischen öffentliChen Mei- die EU ist weder parlamentarisch 
nung und einem europäischen Iden- noch präsidentieIl, sondern ein Sys­
titätsgefühl der Bürger den Weg be- tem sui generis. Zu glauben, alles 
reiten; beide stellen wesentliche Vor- wäre untadelig, überantwortete man 
bedingungen für eine funktionieren- es nur dem Volk, ist in Wahrheit" vul­
de europäische Demokratie dar. gärdemokratisch" (Ernst Fraenkel). 
Es würde auch leichterfallen, die auf- Aber wer ist in Europa das Volk? In 
geblähte Kommission zu verklei- welchen wählenden Völkern könn-
nern und die Kommissare N\E/N ten Präsidentenkandidaten 
unter demokratische 5I:-~ U~ überhaupt bekannt und 
Kontrolle zu bringen. ~. C' vertrauensvoll akzeptiert 
Gewiss müssten für ...... ...) werden? Würden sich die 
eine solche Reform die kleinen majorisierten 
EU-Verträge geändert Völker in einem Gewähl-
werden, aber Effektivi- ten wiedererkennen? 
tät, Bürgernähe und die Fällt ihre Legitimations-
europäische Idee wür- Stimmen Sie ab unter kraft nicht viel stärker ins 
den davon profitieren. www.bsz.de/#vote Gewicht, wenn die von 

ihnen gewählte und ihnen verant­
wortliche Regierung das Spitzenper­
sonal mitbestimmt? 
Was wir gerade erleben, hat mit mehr 
Demokratie wenig zu tun. Denn das 
Machtspiel des Europäischen Parla­
ments gegen die im Rat agierenden 
nationalen Regierungen richtet sich 
zugleich gegen die nationalen Parla­
mente und Völker, von denen diese 
Regierungen ihre Legitimation für 
Politik "in Europa" erhalten haben. 
Da die Völker nun auch auf suprana­
tionaler Ebene gesprochen haben, ist 
die einzig vernünftige Prozedur, bei­
de Legitimationsstränge zusammen­
zuführen statt sie gegeneinander 
auszuspielen. Genau das sehen die 
Verträge vor. Den Kommissionsprä­
sidenten im Lichte der Wahl zu be­
stimmen, öffnet bei diesem unklaren 
Wahlergebnis jedenfalls auch Wege 
an den "Spitzenkandidaten " vorbei. 
Rechte usurpieren zu wollen, ist je­
denfalls solange nicht demokratisch, 
solange Demokratie ans Recht ge­
bunden bleibt. Recht lässt sich wan­
deln. Das setzte im Kern aber unvor­
stellbare Veränderungen voraus: ein 
europäisches Volk und ein europäi­
sches Regierungssystem - also die 
AuflösungderNationalstaaten. Dann 
aber müsste ein direkt Gewählter 
auch Präsident mit aller Regierungs­
macht sein und nicht bloß - ich über­
treibe - Behördenchef. 


